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Sitzungsraum: Trau- und Festraum im Alten Rathaus Helmarshausen 

Anwesend sind: Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

 
Vom Ausschuss:  
Heike Meinhardt als Ausschussvorsitzende 
Frank Döhne 
Karl-Erwin Franz 
Christian Mahlmann 
Maria Luise Niemetz 
Dorothe Römer 
Stefanie Schröder-Engler 
Manfred von Reetnitz 
Andreas Wendisch 
Claudia Ziegler 
 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
Wilfried Sasse 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Marcus Dittrich 
Holger Eckermanns 
 
 
Schriftführer: 
Amtmann Horst Ruf 
 
 
entschuldigt fehlen: 
Niklas Eckermanns 
Henning Hillebrand 
Andrea Löschner  
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Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
1. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges 
gem. § 28 GemHVO für den Zeitraum vom 
01.01.2019 bis 27.08.2019 
 
Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 
2012 
 
Neufassung einer Hundesteuersatzung 
 
Neufassung einer Spielapparatesteuersatzung 
 
Widerspruch des Bürgermeisters zur Übernahme 
der Grünpflege touristischer Flächen vom Bauhof 
durch die Bad Karlshafen GmbH 
 
Machbarkeitsstudie zur Prüfung Interkommunaler 
Zusammenarbeit mit den Städten Liebenau und 
Trendelburg 
 
Antrag der SPD-Fraktion auf Bildung eines Kin-
der- und Jugendparlamentes in Bad Karlshafen 
 
Antrag der SPD-Fraktion auf Werbung für eine 
für eine Resolution bei der Bürgermeisterkreis-
versammlung / eines Brandbriefes an die Lan-
desregierung und alle Ministerien des Landes 
Hessen 
 
Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 
 
 

- Fortsetzung siehe Rückseite - 

Die Ausschussmitglieder sind am 02.09.2019 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Trau- u. Festraum des Alten Rathauses Hel-
marshausen stattfindenden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 26 bis Nr. 38 und 10 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 21:45 Uhr. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 

 gez. Meinhardt  gez. Ruf  

 Ausschussvorsitzende  Schriftführer  
     



 

  

 
 
 
 
11. 
 
 
 
12. 

 
- Fortsetzung Tagesordnung - 

 
 
Entscheidung darüber, ob TOP-Nr. 12 „Pachtver-
trag für die Nutzung des Diemelwehres“ in nicht-
öffentlicher Sitzung beraten werden soll 
 
Pachtvertrag für die Nutzung des Diemelwehres 

 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 10.09.2019 Protokollseite: 27 
  
Az.: 023.12 Bad Karlshafen, 11.09.2019 
Finanzverwaltung 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
der Beschlussfähigkeit 

Sachverhalt: 

Die Ausschussvorsitzende Heike Meinhardt eröffnete die Sitzung des Haupt- und Finanzaus-
schusses und begrüßte die Anwesenden.  

Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft 
und festgestellt.  

Die Sitzungsniederschrift für die Sitzung am 11.06.2019 wurde auf der städtischen Internet-
seite hinterlegt. Einwände gegen das vorgelegte Protokoll sind nach den Vorgaben der Ge-
schäftsordnung geltend zu machen. Werden keine Einwendungen erhoben, gilt das Protokoll 
als genehmigt. 

 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Kenntnis genommen, festgestellt und zugestimmt.  

Einwände gegen das Protokoll vom 11.06.2019 wurden nicht erhoben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 10.09.2019 Protokollseite: 28 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 902.43 Bad Karlshafen, 22.08.2019 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.: 1. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges gem. § 28 GemHVO für 
den Zeitraum vom 01.01.2019 bis 27.08.2019 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß § 28 der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) ist die Stadtverordnetenver-
sammlung mehrmals jährlich über den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten. Auf 
Grund einer Änderung der GemHVO ist dabei auch die sich aus dem neu eingeführten Fi-
nanzstatusbericht ergebende Bewertung der Gemeinde zur Beurteilung der finanziellen Leis-
tungsfähigkeit in die Berichtspflicht einzubeziehen. Zur weiteren Vermittlung des Stands des 
Haushaltsvollzuges wurden zudem die Ansätze der Haushaltsplanung 2019 den Buchungen 
der laufenden Buchführung (Stand: 27.08.2019) gegenübergestellt.  

Seitens der Verwaltung wurden für den Zeitraum vom 01.01. bis 27.08.2019 die als Anlagen 
beigefügten Auswertungen erstellt.  

o Finanzstatusbericht zur Beurteilung der finanziellen Leistungsfähigkeit gem. Muster 22 
der GemHVO, 

o Erträge der Produktbereiche 1 bis 16 (Ergebnishaushalt), 

o Aufwendungen der Produktbereiche 1 bis 16 (Ergebnishaushalt), 

o Verfügbare Mittel je Investition (Finanzplan). 

 

Die Angaben zu den ehemaligen Betriebszweigen der Stadtwerke sind im Bericht der Stadt 
enthalten. 

Aus der Auswertung „Finanzplan“ sind die verfügbaren Haushaltmittel für die Investitions-
maßnahmen zu ersehen.  

Die Buchungen zur Auflösung der Sonderposten (Zuschüsse) und Abschreibungen sowie die 
Verrechnungsbuchungen (u .a. Verteilung der Bauhofleistungen) erfolgen erst zum Jahresen-
de, so dass sich hier teilweise größere Differenzen beim Vergleich der Planansätze zu den 
ausgeführten Buchungen ergeben. 

Um auf detaillierte Sachverhalte eingehen zu können wird vorgeschlagen, dass Fragestellun-
gen zu einzelnen Positionen rechtzeitig vor der Sitzung an die Verwaltung gerichtet werden, 
damit die Budgetverantwortlichen hierzu Stellung nehmen können. 

 

Beschlussvorschlag: 

Der 1. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges gem. § 28 der Gemeindehaushaltsver-
ordnung für das Haushaltsjahr 2019 inkl. des Finanzstatusberichtes zur Beurteilung der fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit gem. Muster 22 der GemHVO wird zur Kenntnis genommen. 

-   2   - 



Der Stadtverordnetenversammlung ist der Bericht zum Stand des Haushaltsvollzugs zur 
Kenntnis zu geben. 

Der Haushaltsvollzugsbericht ist ebenfalls der Finanzaufsicht (RP Kassel) zur Kenntnisnahme 
vorzulegen. 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:    10                                     dagegen:     -                             enthalten:    -    



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 10.09.2019 Protokollseite: 29 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 801.03 Bad Karlshafen, 25.07.2019 
- Kämmerei - 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 2012 
 
Sachverhalt: 

 
Für den Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Karlshafen hat die Betriebsleitung nach dem Eigenbe-
triebsgesetz (EigBGes) für jedes Wirtschaftsjahr ein Jahresabschluss aufzustellen. Der Jah-
resabschluss und seine Bestandteile sind anschließend einer Betriebskommission zur Stel-
lungnahme und Beschlussfassung vorzulegen. 
 
Lt. einem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.2014 wurden die Stadt-
werke zum 31.12.2014 aufgelöst und die Eigenbetriebssatzung zum selben Zeitpunkt außer 
Kraft gesetzt. In der Folge wurde auch die Betriebskommission zum Jahresende 2014 aufge-
löst. Nach § 8 EigBGes übernimmt der Magistrat im Verhinderungs- oder Ersatzfall die Aufga-
ben der Betriebskommission. 
 
Der Jahresabschluss 2012 der Stadtwerke Bad Karlshafen wird verspätet vorgelegt. Die Ver-
zögerung wurde durch einen jahrelangen Streit mit dem Betreiber der Wesertherme ausge-
löst. Am 01.06.2007 und am 30.07.2009 wurden Vergleiche mit dem Betreiber abgeschlos-
sen, die zu Änderungen der Jahresabschlüsse 2004 ff. geführt haben. Außerdem waren Än-
derungen aus den Prüfungsfeststellungen der Betriebsprüfung des Finanzamtes Kassel einzu-
arbeiten. Durch diese Änderungen für das Jahr 2004 mussten auch die zwischenzeitlich vor-
liegenden Abschlüsse der Folgejahre nachträglich angepasst werden.  
 
Der Jahresabschlusses 2012 wurde vom Steuerbüro Annecke mit Datum vom 15.06.2015 
vorgelegt. Den Prüfbericht zum Abschluss hat die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Brecht & 
Partner mbB mit Datum vom 05.06.2019 erstellt; vorgelegt wurde der Bericht am 
24.06.2019. Auf den beiliegenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts für das Geschäftsjahr 2012 und den hierzu erstellten Bestätigungsvermerk und 
die Schlussbemerkung wird verwiesen. 
 
Nach § 27 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes sind die Jahresabschlüsse eines Eigenbetriebs 
nebst Anlagen nach der Prüfung durch den Abschlussprüfer mit dessen Bericht über den Ma-
gistrat der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 
 
Die Erfolgspläne der Betriebszweige schlossen im Wirtschaftsjahr 2012 wie folgt ab: 
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Wirtschaftsjahr 2012

Betriebszweig Gewinn/
Verlust (-)

Ansätze 
Haushaltsplan

Vortrag auf
neue Rechnung

Stromversorgung 90.487,19 € 25.150,00 € 90.487,19 €

Wasserversorgung - 11.337,19 € - 24.750,00 € - 11.337,19 €

ehem. Gaswerk - 1.723,94 € - 4.600,00 € - 1.723,94 €

Solequellen 1.220,44 € - 57.600,00 € 1.220,44 €

Verkehrsbetriebe - 11.778,04 € - 5.000,00 € - 11.778,04 €

Mineralschwimmbad - 24.682,82 € - 22.700,00 € - 24.682,82 €

Gradierwerk - 25.528,63 € - 23.750,00 € - 25.528,63 €

Therme - 1.410.162,52 € - 1.290.400,00 € - 1.410.162,52 €

Gemeinsame Anlagen  - €  - €  - €

Summen - 1.393.505,51 € - 1.403.650,00 € - 1.393.505,51 €

Erfolgsübersicht nach Betriebszweigen
Lt. Jahresabschluss des Steuerbüros Annecke, Hofgeismar, vom 15.06.2015; eingegangen am 04.07.2016

 
 

Für das Wirtschaftsjahr 2012 ist somit per Saldo ein Verlust in Höhe von 1.393.505,51 € auf 
neue Rechnung vorzutragen. 
 
Der Magistrat hat dem nachstehenden Beschlussvorschlag am 15.07.2019 einstimmig zuge-
stimmt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Jahresabschluss der Stadtwerke für das Wirtschaftsjahr 2012 und der Prüfbericht des 
Abschlussprüfers sind der Stadtverordnetenversammlung gem. § 27 Abs. 3 des Eigenbe-
triebsgesetzes zur Feststellung vorzulegen. 

Der Verlust des Betriebszweigs Wasserversorgung (= 11.337,19 €) ist gem. § 41 Abs. 7 
GemHVO zu Lasten der Gebührenausgleichsrücklage zu verbuchen. 

Aus dem Verwaltungshaushalt der Stadt sind insgesamt Verluste in Höhe von 1.485.213,14 € 
abzudecken. Ein Überschuss in Höhe von insgesamt 91.707,63 € ist dem Verwaltungshaus-
halt zuzuführen. 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:     10                                 dagegen:     -                             enthalten:     -      

 



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 10.09.2019  Protokollseite: 30 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 968.11 Bad Karlshafen, 25.07.2019 
- Kämmerei - 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Neufassung einer Hundesteuersatzung 
 
Sachverhalt: 

Die Stadtverordnetenversammlung hat in der Sitzung am 18.06.2019 eine Änderung der 
Hundesteuersätze beschlossen. Die erhöht festgesetzten Beträge sollen dazu beitragen, ei-
nen genehmigungsfähigen Haushaltsplan 2019 vorlegen zu können.  
 
Die bisher in der Hundesteuersatzung enthaltene Regelung, dass die Hundehalter, die eine 
Hundehalterhaftpflichtversicherung nachweisen konnten, keinen erhöhten Steuersatz zu zah-
len hatten, wurde bei der Neuregelung aus der Satzung herausgenommen. 
 
Nach der bisher geltenden Hundesteuersatzung war im laufenden Jahr mit einem Steuerauf-
kommen von 33.500 € gerechnet worden. Durch die Erhöhung wird nunmehr mit Hunde-
steuereinnahmen von 66.100 € in 2019 gerechnet. 
 
Neben den geänderten Steuersätzen wurden redaktionelle Anpassungen vorgenommen. Die-
se sind überwiegend der aktuellen Mustersatzung des Hessischen Städte- und Gemeindebun-
des entnommen. 
 
Die Neufassung der Hundesteuersatzung soll rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft gesetzt 
werden. 
 
Der Magistrat hat den beiliegenden Entwurf einer neuen Hundesteuersatzung am 15.07.2019 
einstimmig beschlossen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der vorgelegte Entwurf einer Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Bad Karlshafen 
wird beschlossen. Die Satzung soll mit Wirkung zum 01.01.2019 in Kraft gesetzt werden.  

Der Satzungsentwurf ist der Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Die Verwaltung wird beauftragt, zur kommenden Stadtverordnetensitzung eine Neuberech-
nung des Hundesteueraufkommens auf der Grundlage des bisher angewandten Verfahrens 
mit einer Steuerermäßigung beim Nachweisen einer Hundehalterhaftpflichtversicherung vor-
zulegen. Auf den in der Sitzung vorgelegten Änderungsantrag (Anlage Protokoll) der SPD-
Fraktion und die darin enthaltenen Steuersätze wird verwiesen.  



 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:     10                                 dagegen:      -                            enthalten:    -       



TOP-Nr. 5 Sitzung am: 10.09.2019 Protokollseite: 31 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 968.811 Bad Karlshafen, 25.07.2019 
- Kämmerei - 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Neufassung einer Spielapparatesteuersatzung 
 
Sachverhalt: 

Die Stadtverordnetenversammlung hat in der Sitzung am 18.06.2019 eine Anpassung der 
Spielapparatesteuersatzung beschlossen. Die erhöht festzusetzenden Beträge sollen dazu 
beitragen, die Belastungen durch Grundsteuererhöhungen zu reduzieren.  
 
Zudem hat der Hessische Rechnungshof im Rahmen des Beratungsgesprächs im Hessischen 
Innenministerium (16.04.2019) und im Rahmen der Bürgerversammlung (21.05.2019) darauf 
hingewiesen, dass eine Erhöhung der Steuersätze in Anbetracht der städtischen Finanzlage 
nach seiner Auffassung dringend geboten sei. Nach der aktuellen Rechtsprechung sind Steu-
ersätze von 20 % als zulässig bestätigt. Derzeit liegen die Steuersätze in Bad Karlshafen bei 
einem 12 %- bzw. 10 %-Anteil an der Bruttokasse bei Spielapparaten mit Gewinnmöglichkeit. 
 
Nach der aktuell geltenden Spielapparatesteuersatzung wird im laufenden Jahr mit einem 
Steueraufkommen von 5.100 € gerechnet. Durch die Erhöhung wird nunmehr mit Spielappa-
ratesteuereinnahmen von 8.000 € in 2020 gerechnet (Schätzung).  
 
Bei der Spielapparatesteuer wird die Steuer quartalsweise abgerechnet und erhoben. Die ers-
ten beiden Quartale des Jahres 2019 sind bereits abgerechnet. Bis zu einem möglichen Sat-
zungsbeschluss durch die Stadtverordnetenversammlung hat auch das dritte Quartal bereits 
begonnen. Es wird daher vorgeschlagen, die neue Spielapparatesteuersatzung zum 
01.01.2020 in Kraft zu setzen. 
 
Der beigefügte Satzungsentwurf basiert auf der aktuellen Mustersatzung des Hessischen 
Städte- und Gemeindebundes. Danach sind die bisher in unserer Satzung enthaltenen Min-
destbeträge weggefallen. Die sonstigen Steuersätze und prozentualen Umsatzanteile wurden 
deutlich erhöht. Der neue Satzungsentwurf liegt dieser Vorlage bei. 
 
Der Magistrat hat am 15.07.2019 dem beiliegenden Satzungsentwurf einer Spielapparate-
steuersatzung einstimmig zugestimmt 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der vorgelegte Entwurf einer Neufassung der Spielapparatesteuersatzung der Stadt  
Bad Karlshafen wird beschlossen. Die Satzung soll mit Wirkung zum 01.01.2020 in Kraft ge-
setzt werden.  
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Fortsetzung Beschlussvorschlag: 

Der Satzungsentwurf ist der Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Der vorgelegte Entwurf einer Neufassung der Spielapparatesteuersatzung der Stadt  
Bad Karlshafen wird beschlossen. Die Satzung soll mit Wirkung zum nächstmöglichen Zeit-
punkt in Kraft gesetzt werden. 

Der Satzungsentwurf ist der Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:       10                               dagegen:       -                           enthalten:      -     



Stadt Bad Karlshafen 
Der Bürgermeister 

Stadt Bad Karlshafen I Hafenplatz 8 I 34385 Bad Karlshafen 

An die Stadtverordnetenvorsteherin 

der Stadtverordnetenversammlung 

der Stadt Bad Karlshafen 

Frau Maria Luise Niemetz 

Hafenplatz 8 
34385 Bad Karlshafen 

Bad Karlshafen, den 28. Juni 2019 

Widerspruch gegen die Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung zum 
Haushaltsbegleitantrag der CDU-Fraktion und der FWG-Fraktion zum Haushaltsplan 2019 vom 
18. Juni 2019!TOP 10b/2./Übernahme der Grünpflege touristischer Flächen vom Bauhof 

Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin, 

in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Karlshafen vom 18. Juni 2019 
wurde mehrheitlich dem Haushaltsbegleitantrag der CDU-Fraktion und der FWG-Fraktion zum 

Haushaltsplan 20 19 zur Übernahme der Grünpflege touristischer Flächen vom Bauhof durch 

die Bad Karlshafen GmbH (TOP lOb/Nr. 2) zugestimmt. 

Gegen diese Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung zu diesem 

Haushaltsbegleitantr<liS der (DU-Fraktion und der FWG-Fraktion lege ich hiermit fristgemäß 

gemäß § 63 Abs. 1 Satz 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) Widerspruch ein, da ich 

davon ausgehen muss, dass der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung geltendes 

Recht verletzt. 

Zur Begründung 

Nach entsprechender Prüfung sehe ich in dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 

zur Übernahme der Grünpflege touristischer Flächen vom Bauhof aus mehreren Gründen 

eine Verletzung tarif- und arbeitsrechtlicher Normen vorliegen. Gemäß § 63 Abs. 1 Satz 1 
HGO habe ich Iher diesem Beschluss zu widersprechen. 

Rathaus 

Hafenplatz 8 
34385 Bad Karlshafen 

- 2 -

Tel.: (0 56 72) 99 99-11 

Fax: (0 56 72) 99 99-13 

E-Mail: marcus.dittrich@bad-karlshafen.de 
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Verbot von Benachteiligungen wegen Alters 

Der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung sieht vor, die drei renten nächsten 

Beschäftigten bis zu deren Verrentung in die GmbH umzusetzen. In dem Auswahlkriterium 
der Rentennähe liegt eine mittelbare Benachteiligung im Sinne des § 3 Abs. 2 Allgemeines 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) vor, da das Kriterium nach seiner tatsächlichen Wirkung zu 

dem Ergebnis führt, als wäre an das Lebensalter der Beschäftigten angeknüpft worden. 

Eine Benachteiligung müsste durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich zu rechtfertigen, 
angemessen und erforderlich sein. Eine Ungleichbehandlung älterer Beschäftigter lässt sich 
nicht allein mit finanziellen Erwägungen legitimieren. Über Fiskalerwägungen hinausgehende, 
rechtmäßige Gründe sind dem Beschluss nicht zu entnehmen. Insbesondere ist nicht 
erkennbar, dass bei der Auswahl der drei rentennächsten Beschäftigten die größere soziale 
Schutzbedürftigkeit anderer Beschäftigter oder auch zulässige betriebliche Gründe erwogen 
worden wären und eine maßgebliche Rolle gespielt hätten. 

Damit verstieße eine Umsetzung des Stadtverordnetenbeschlusses gegen das Verbot der 
mittelbaren Benachteiligung wegen des Alters und wäre unwirksam. 

Arbeitnehmerüberlassung und Überlassungshöchstdauer 

Die betreffenden drei Beschäftigten der Stadt sollen nach dem Stadtverordnetenbeschluss an 
die stadteigene GmbH "ausgl ehenil werden. Das legt zunächst nahe, dass sie als 
Leiharbeitnehmer eingesetzt werden sollen. 

Eine Arbeitnehmerleihe erfordert nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Arbeitnehmerüberlassung (AÜG) eine Arbeitnehmerüberlassungserlaubnis. 
Die Stadt könnte die betreffenden Beschäftigten ohne eine arbeitsvertragliche Abrede, die 
eine Überlassung an Dritte zur Arbeitsleistung privatautonom legitimieren könnte, nur im 
Rahmen des durch § 4 TVöD erweiterten Direktbnsrechts ausleihen. Eine Abordnung liegt 
schon begrifflich nicht vor, da die Beschäftigten "bis zu deren Verrentung", also nicht nur 
vorübergehend, bei der GmbH beschäftigt werden sollen. 

Schließlich wäre eine Arbeitnehmerüberlassung auch nicht für die genannte Zeitspanne 

zulässig. Das AÜG begrenzt die Dauer der Überlassung desselben Arbeitnehmers (städtische 
Beschäftigte) an denselben Entleiher (GmbH) unabhängig von der jeweils ausgeübten 
Tätigkeit beim Entleiher auf 18 Monate. Eine erneute Überlassung wäre damit nicht - wie im 
Stadtverordnetenbeschluss intendiert - durchgängig für bis zu drei Jahre möglich, sondern 
erst nach einer mindestens dreimonatigen Unterbrechung wieder zulässig. 

Daher ist der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung mit dem durch den Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst und dem Gesetz zur Regelung der Arbeitnehmerüberlassung 
gesteckten Rahmen nicht vereinbar. 

-3-
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Persona/gestellung 

Dem Stadtverordneten beschluss liegt offensichtlich auch die Vorstellung zugrunde, die drei 
renten nächsten Beschäftigten im Rahmen einer Personalgestellung an die stadteigene GmbH 

zu überlassen. Würde es sich um eine Personalgestellung handeln, wäre sie auch ohne 
Arbeitnehmerüberlassungserlaubnis und ohne zeitliches Limit umsetzbar. 

Die Personalgestellung gemäß § 4 Abs. 3 TVöD setzt jedoch voraus, dass "Personal der 
Aufgabe folgt". Die stadteigene GmbH müsste also die Grünflächenpflege und die 
Bewirtschaftung der Flächen Kurpromenade und Kurpark übernehmen mit der Folge, dass für 
die drei betreffenden Beschäftigten diese Aufgaben bei der Stadt (Bauhof) entfallen. Bei zwei 

Beschäftigten scheidet das schon deshalb aus, weil sie bislang gar nicht im Bereich 
Grünflächenpflege eingesetzt sind. Ein weiterer Beschäftigter war zwar mit der 
Grünflächenpflege betraut, aber im gesamten Stadtgebiet. Deshalb fehlt es bei allen drei 
Beschäftigten daran, dass ihre Aufgaben insgesamt im Sinne des Gesetzes zur Regelung der 
Arbeitnehmerüberlassung (AÜG, § 1 Abs. 3 Nr. 2b) zu einem anderen Arbeitgeber (GmbH ) 
"verlagert" werden sollen. Denn eine Aufgabenverlagerung setzt voraus, dass von den 
Aufgaben der betreffenden Beschäftigten aufgrund der Beauftragung der stadteigenen GmbH 
keine im Bauhof verbleibt. Sind die aktuell im Bauhof auszuübenden Tätigkeiten jedoch nicht 
oder nur teilidentisch, fehlt es an einer Grundlage dafür, die Beschäftigten komplett nur noch 
bei der GmbH arbeiten zu lassen, die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 TVöD und des § 1 Abs. 3 

Nr. 2b AÜG sind dann nicht gegeben. 

Der dauerhaften Gestellung von städtischen Beschäftigten zur Erfüllung anderer Aufgaben bei 
einer städtischen GmbH fehlt es daher an einer Rechtsgrundlage. 

it freundlichen Grüßen 

(AJ\\ V) ·�
h
· { 

cUs" D\f!tnc )"---

Beschluss: 
 
Dem Widerspruch des Bürgermeisters gemäß Schreiben vom 28.06.2019 wird stattgegeben. 
 
dafür   8            dagegen   1             enthalten     1
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TOP-Nr. 7 Sitzung am: 10.09.2019 Protokollseite: 33 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 02.09.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Machbarkeitsstudie zur Prüfung Interkommunaler Zusammenarbeit mit den Städten 

Liebenau und Trendelburg 

Sachverhalt: 
 
Auf die Kommunen sind in den letzten Jahren zahlreiche zusätzliche Aufgaben und Anforderun-
gen zugekommen, deren Beachtung und Durchführung erhebliche Kapazitäten der Verwaltung 
bindet. Die Finanzlage unserer Kommune hat sich in den vergangenen Jahren trotz deutlich er-
höhter Abgabensätze, trotz guter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen und trotz guter Zuwei-
sungen  und Zuwendungen des Landes nur unwesentlich verbessert. 
 
Aus ähnlichen Gründen wird von sehr zahlreichen Kommunen eine Interkommunale Zusammen-
arbeit (IKZ) angestrebt oder ist vielfach bereits erfolgreich umgesetzt worden. 
Interkommunale Zusammenarbeit bringt für die Kommunen vielfache Vorteile, wobei insbesonde-
re eine Verbesserung der Arbeitsergebnisse der Verwaltung durch zunehmende Spezialisierung 
der einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie eine Verringerung des finanziellen Aufwan-
des  zur Erbringung der jeweiligen Verwaltungsleistungen die ganz maßgeblichen Vorteile der 
IKZ darstellen. 
In kleineren Städten und Gemeinden bringt aber Interkommunale Zusammenarbeit nur dann die 
gewünschten Erfolge, wenn größere Bereiche der Verwaltungen oder des Aufgabenspektrums 
gemeinsam mit einer oder mehreren anderen Kommunen durchgeführt werden. 
 
Eine nur sehr selektive, geringfügige Zusammenarbeit in wenigen Aufgabenfeldern wird, wenn 
überhaupt, nur minimale Vorteile erbringen. 
Aufgrund der großen Aufgabenbreite der einzelnen Mitarbeiter in kleinen Kommunalverwaltun-
gen lassen sich vielfach effektive Zusammenarbeiten organisatorisch kaum gestalten. Hier be-
darf es deshalb der Interkommunalen Zusammenarbeit in vielen und zugleich breiter angelegten 
Aufgabenfeldern, um die Aufbau- und Ablauforganisation so gestalten zu können, dass dadurch 
spürbare Verbesserungen und Vorteile für die Kommune entstehen. 
Eine mögliche Form der Zusammenarbeit wäre ein Gemeindeverwaltungsverband, wie er in den 
zurückliegenden Jahren in Hessen bereits mehrfach durch Kommunen gegründet worden ist, in 
Mittelhessen inzwischen mehrfach von Kommunen mit zusammen rd. 25.000 Einwohnern. 
 
Um die sich aus den unterschiedlichen Stufen und Formen der Interkommunalen Zusammenar-
beit speziell für unsere Kommunen möglichen Vor- und Nachteile im Detail zu ermitteln wird eine 
Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben, wie dieses vielfach andere Kommunen auch bereits ge-
tan haben. 
 
Eine Machbarkeitsstudie wird durch das Hessische Ministerium des Innern und für Sport mit vo-
raussichtlich pauschal 30.000 Euro gefördert. 
 
 

 

 



 

Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden Be-
schlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Beauftragung einer Machbarkeitsstudie (einer 
Möglichkeitsstudie) zur Prüfung der Optionen für eine enge Zusammenarbeit mit der Stadt Lie-
benau und der Stadt Trendelburg und der Darstellung der sich aus diesen Möglichkeiten erge-
benden Vor- und Nachteile. 
Diese Studie soll als vertiefende Diskussions- und ggfs. Entscheidungsgrundlage für die Stadt-
gremien dienen. 
Der Magistrat wird gebeten, diese Studie gemeinsam mit den in die Studie einzubeziehenden 
Nachbarkommunen in Auftrag zu geben. 
Der Bürgermeister/der Magistrat stellt zuvor beim Hessischen Ministerium des Innern und für 
Sport einen Förderantrag für diese Studie. 
 
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    10  dagegen:    - enthalten:   - 
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TOP-Nr. 8 

 
Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung Bad Karlshafen 

K.E.Franz, Am Solling 24, 34385 Bad Karlshafen,  
05672/2245; ke-franz@web.de ; www.spd-badkarlshafen.de 

 
 
 
An 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin 
Marie-Luise Niemetz 
Hafenplatz 8 
34385 Bad Karlshafen 
 
 
Antrag zur Tagesordnung der Stadtverordentenversammlung am .... 
„Bildung eines Kinder- und Jugendparlaments in Bad Karlshafen“ 
 
 
Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die SPD-Fraktion bittet um die Aufnahme des o.a. TOP auf die Tagesordnung der 
nächsten Stadtverordnetensitzung und begründet dies wie folgt. 
 
Das Land Hessen hat die Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen 
ausdrücklich in der Hessischen Gemeindeordnung (§§ 4c, 8c HGO) und der 
Hessischen Landkreisordnung (§§ 4c, 8a HKO) festgeschrieben. Die Form der 
Beteiligung bleibt den Gemeinden dabei weitgehend freigestellt. Städte und 
Gemeinden, die sich aktiv um junge Menschen bemühen, stellen attraktive Lebensorte 
dar. Städte und Gemeinden, die Kinder und Jugendliche intensiv in ihre 
Entscheidungsprozesse einbinden, berichten, dass gerade die Jüngsten offen sind für 
flexible und pragmatische Lösungen, wie sie in der Kommunalpolitik gebraucht werden. 
Das Engagement von Kommunen für Kinder und Jugendliche sowie deren aktive 
Beteiligung reduziert Folgekosten in der Erziehungsarbeit, ermöglicht das Finden 
innovativer Lösungen für kommunale Herausforderungen und stärkt das Gemeinwesen. 
 
Ein Kinder- und Jugendparlament,-(stadt)rat oder -forum stellt eine konkrete 
Umsetzung von Jugendpartizipation dar. In Jugendparlamenten nehmen Vertreter 
Interessen für Kinder und Jugendliche gegenüber den jeweiligen Gemeinden wahr. 
Dabei werden Fragen zur Spielplatzgestaltung, zu Radwegen oder Freizeitanlagen 
ebenso behandelt wie auch Probleme des Umweltschutzes. Mögliche 
Lösungsvorschläge werden in Form von Anträgen den Politikern vorgelegt. Es ist auch 
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TOP-Nr. 8 

möglich, dass das Jugendparlament einen eigenen Etat zur Verfügung hat, über den es 
frei verfügen kann. 
Der Vorteil von gewählten Räten oder Parlamenten besteht in der Möglichkeit einer 
langfristigen und wirklich verbindlichen Arbeit. Außerdem erhalten Kinder und 
Jugendliche einen Einblick in die Politik der Erwachsenen. Inzwischen gibt es in vielen 
(meist kleineren und mittelgroßen) Städten und Gemeinden Kinder- und 
Jugendparlamente. 
Aus diesen Gründen stellen wir den Antrag: 
Der Magistrat wird beauftragt, über den Präventionsrat der Stadt die Einführung 
eines Kinder- und Jugendparlaments in Bad Karlshafen zu prüfen und 
vorbereiten zu lassen. Hierzu ist Kontakt aufzunehmen zu Kommunen, die bereits 
Erfahrung mit dieser Form der Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
gemacht haben wir z.B. Hess. Lichtenau oder Großalmerode. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
i.A. Stefanie Schröder 
 
SPD-Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 
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 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 11.09.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Antrag der SPD-Fraktion vom 17.04.2019 auf Bildung eines Kinder- und Jugend-

parlaments in Bad Karlshafen 

Sachverhalt: 
 
Auf den schriftlichen Antrag der SPD-Fraktion vom 17.04.2019 wird verwiesen 
 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Magistrat wird beauftragt, über den Präventionsrat der Stadt die Einführung eines Kinder- 
und Jugendparlaments in Bad Karlshafen zu prüfen und vorbereiten zu lassen. Hierzu ist Kontakt 
aufzunehmen zu Kommunen, die bereits Erfahrung mit dieser Form der Partizipation von Kindern 
und Jugendlichen gemacht haben wir z.B. Hess. Lichtenau oder Großalmerode. 
 
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:     7  dagegen:     3 enthalten:     - 



WIR IN HESSEN 
  
 
 

SOZIALDEMOKRATISCHE 
PARTEI 
DEUTSCHLANDS 
 

21.06.19 

 

 
Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung Bad Karlshafen 

  K.E.Franz, Am Solling 24, 34385 Bad Karlshafen,  
05672/2245; ke-franz@web.de ; www.spd-badkarlshafen.de 

 
 
An  
Frau Stadtverordnetenvorsteherin  
Marie-Luise Niemetz 
Hafenplatz 8 
34385 Bad Karlshafen 
 
Nachrichtlich an: 
Herrn Bürgermeister Marcus Dittrich; Stadtverwaltung Bad Karlshafen; Damen und Herren 
Fraktionsvorsitzende der CDU, FWG und AfD in der Stadtverordnetenversammlung 
 
 
Antrag der SPD-Fraktion zur nächsten Stadtverordnetenversammlung 
 
 
Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
angesichts der nicht nur in unserer Kommune prekären Finanzlage, für die u.a. auch 
Änderungen der HGO sowie Regelungen der Hess.Landesregierung mitverantwortlich 
sind, beantragt die SPD-Fraktion, den nachfolgenden Antrag nachträglich auf die 
Tagesordnung der Stadtverordnetenversammlung am Mittwoch, dem 26.06.2019, zu 
setzen und zu beschließen. Die Begründung entnehmen Sie bitte dem nachfolgenden 
Brandbrief/der nachfolgenden Resolution. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
i.A. Karl-Erwin Franz 
SPD-Fraktion in der  
Stadtverordnetenversammlung Bad Karlshafen 
 
 
Anlage: Beschlussvorschlag und Resolution 
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Beschlussvorschlag: 

 
Der Bürgermeister wird beauftragt, bei der Bürgermeisterkreisversammlung für eine Resolution / 
einen Brandbrief an die Landesregierung und alle Ministerien des Landes Hessen zu werben. 
Darin soll auf Folgendes hingewiesen und auf Abhilfe gedrängt werden. 

 auf die prekäre Situation der Kommunen hinsichtlich der Aufstellung der Haushalte nach der 
Neufassung der Hessischen Gemeindeordnung und ihren Vorschriften zum 
Gemeindehaushaltsrecht, 

 auf die negativen Auswirkungen der 6-stündigen Kindergartengebührenfreistellung durch 
das Land Hessen auf die Haushalte der Kommunen, 

 auf die Einschränkung der Selbstverwaltungsmöglichkeiten der Kommunen durch die 
fehlende finanzielle Ausstattung der Kommunen und Landkreise, 

 auf die negativen Folgen der fehlenden Selbstverwaltungsmöglichkeiten für die Demokratie 
in unserem Land, wenn der Grundstein unseres staatlichen Aufbaus, die „Wiege der 
Demokratie“, weiter vernachlässigt wird 

 
Zusätzlich sollen konkrete Vorschläge zur Abhilfe angefügt werden. 

Folgenden Vorschlag einer Resolution / eines Brandbriefes fügen wir bei. Da auch in anderen 
Kommunen die Probleme ähnlich sind und Resolutionen verabschiedet werden, hoffen wir auf 
Zustimmung und Unterstützung der Bürgermeister der Nachbarkommunen und setzen darauf, 
dass die Stimmen der Bürgermeister, die in vielen Fällen parteiunabhängig sind, Gewicht haben 
und Gehör finden. 

 

 

 

Resolution - Brandbrief der Kommunen an das Land Hessen 

Kinderbetreuung 

 Die Zuschüsse im U3-Bereich reichen bei weitem nicht aus. 

 Die Kostenübernahme für 6 Stunden Kindergartenbetreuung ist familienpolitisch auf den 
ersten Blick gut. Sie führt aber zu strukturellen Veränderungen in der Betreuung, die nun bei 
vielen Kindern über die 6 Stunden hinausgeht. Eltern buchen Zusatzmodule, weil sie sie 
sich nun zusätzlich leisten können. Die Kommunen haben dadurch Mehrkosten durch 
höheren Personaleinsatz, die sich in den nächsten Jahren auch durch höhere 
Tarifabschlüsse noch verschärfen werden. 

sbkh3003
Schreibmaschinentext
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Straßenausbaubeiträge 

 Es reicht nicht aus, die MUSS-Regel im KAG wieder zurückzunehmen und den Kommunen 
zu erlauben, die Beitragssatzungen aufzuheben. Ein realistischer und vernünftiger 
Finanzierungsvorschlag der Landesregierung mit eigener Beteiligung fehlt. 

 
Daumenschrauben bei der Haushaltgenehmigung 

 Die Hessische Gemeindeordnung wurde geändert und neue Vorschriften für das 
Gemeindehaushaltrecht eingeführt, die die Aufstellung eines genehmigungsfähigen 
Haushaltes erschweren. 

 Früher reichte ein ausgeglichener Haushalt zur Genehmigung – heute muss neben anderen 
Vorgaben (z. B. Liquiditätsreserve, u.a.) zusätzlich so viel Geld aufgebracht werden, dass 
die Tilgungsleistungen gedeckt sind (die Summe des Zahlungsmittelflusses aus laufender 
Verwaltungstätigkeit muss der Tilgungsleistung entsprechen, § 3 Abs. 3 GemHVO). 

 Der Landkreis hat keine eigene Einnahmequelle – die Kreisumlage belastet Kommunen 
aber genau dann noch stärker, wenn sie und die Landkreise selbst in finanzielle Bedrängnis 
geraten. 

 
Projektförderung für Infrastruktur 

 Eine Förderung von Projekten löst nicht das Problem, dass wir Kommunen unsere 
Infrastruktur dauerhaft erhalten müssen. Eine Förderung der Anschaffung hilft nicht, den 
laufenden Unterhalt und notwendige Reparaturen zu leisten. 

 Kommunen brauchen eine kontinuierliche und ausreichende Finanzierungsgrundlage, die 
nicht nur Teile der Anschaffung trägt, sondern langfristig angelegt ist. 

 Beispiel: Ein Feuerwehrgerätehaus kostet ca. 320.000 €, davon sind nur 105.000 € 
zuwendungsfähige Kosten, und davon erhält die Kommune dann nur 30% Förderung also 
ca. 35.000,00 € (und das meist erst 2 – 3 Jahre später) - die Unterhaltung der Feuerwehren 
ist aber eine Pflichtaufgabe der Kommunen. 

 
Einnahmemöglichkeiten der Kommunen??? 

 Eine andere Aufteilung der Steuern zwischen den Kommunen, den Ländern und dem Bund 
ist notwendig! Bisher sind die Kommunen eklatant unterfinanziert. 

 Gewerbesteuereinnahmen der Kommunen können sehr stark schwanken; kommen dann 
noch Gewerbesteuer – Rückzahlungen hinzu, so belasten diese die Kommunen zusätzlich. 

 Es darf nicht sein, dass durch die unvertretbare Unterfinanzierung der Kommunen die 
Grundsteuer von Jahr zu Jahr erhöht werden muss. 
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Kommune = Lebensbedingungen der Menschen vor Ort 

 Aus vorgenannten Gründen und die zusätzliche Belastung durch immer mehr neue 
zugewiesene Aufgaben reduziert sich der Handlungsspielraum der Kommunen immer mehr. 

 Wichtige und notwendige Infrastruktureinrichtungen wie z. B. Schwimmbäder, 
Sportförderung… sind alles Elemente, die für eine Gesellschaft, für Kinder, Erwachsene, 
Familien wie Singles, wichtige Faktoren guter Lebensbedingungen darstellen. All das leisten 
wir Kommunen vor Ort. Wie lange können wir das noch??? 

 Wo bleibt der Spielraum für freiwillige Aufgaben, wenn schon die gesetzlichen 
Pflichtaufgaben kaum noch erfüllt werden können? 

 

Fazit: Das Land macht „Geschenke“, die die Lebensbedingungen der Menschen vor Ort in ihren 
Heimatstädten und Heimatgemeinden verschlechtern – Schwimmbäder werden geschlossen, 
Sportplätze nicht erneuert, Straßen nicht grundhaft saniert… 
Wo ist der Blick auf die Kommunen?   

Forderungen: 

Wir brauchen eine eigene Einnahmequelle für die Landkreise, damit deren einzige Möglichkeit 
einer Einnahmeerhöhung nicht nur die Erhöhung der Kreisumlage ist, die die Kommunen 
belastet. 

Wir brauchen eine dauerhafte, kontinuierliche und verlässliche Finanzierung statt umständlicher 
und aufwendiger Projektförderungen, die sich nur auf Anschaffungen beziehen und die 
Unterhaltungsleistungen völlig vernachlässigen. 

Wir brauchen eine Finanzierung der Straßenausbaubeiträge durch das Land, zumindest aber 
eine erhebliche Mitfinanzierung von z.B. 50% oder mehr. 

Wir brauchen eine Finanzierung der Kindergartenbetreuung durch das Land, die an den 
tatsächlichen Ausgaben der Kommunen orientiert ist. 



TOP-Nr. 9 Sitzung am: 10.09.2019 Protokollseite: 35 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 11.09.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Antrag der SPD-Fraktion vom 21.06.2019 für eine Resolution zur Beseitigung der 

nicht ausreichenden Gemeindefinanzierung durch das Land Hessen 

Sachverhalt: 
 
Auf den schriftlichen Antrag der SPD-Fraktion vom 21.06.2019 wird verwiesen 
 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Bürgermeister wird beauftragt, bei der Bürgermeisterkreisversammlung für eine Resolution an die 
Landesregierung und alle Ministerien des Landes Hessen zu werben. Darin soll auf Folgendes hingewie-
sen und auf Abhilfe gedrängt werden: 

 auf die prekäre Situation der Kommunen hinsichtlich der Aufstellung der Haushalte nach der Neu-
fassung der Hessischen Gemeindeordnung und ihren Vorschriften zum Gemeindehaushaltsrecht, 

 auf die negativen Auswirkungen der 6-stündigen Kindergartengebührenfreistellung durch das 
Land Hessen auf die Haushalte der Kommunen, 

 auf die Einschränkung der Selbstverwaltungsmöglichkeiten der Kommunen durch die fehlende fi-
nanzielle Ausstattung der Kommunen und Landkreise, 

 auf die negativen Folgen der fehlenden Selbstverwaltungsmöglichkeiten für die Demokratie in un-
serem Land, wenn der Grundstein unseres staatlichen Aufbaus, die „Wiege der Demokratie“, wei-
ter vernachlässigt wird. 

 
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:     7  dagegen:     2 enthalten:     1 
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 ____________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 11.09.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.:   Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Sachverhalt: 
 

Mitteilungen: 

1. Der städtische Liquiditätskredits lag am 20.08.2019 bei 226.644,45 € (!). 

2. Die im Bereich Bürgerbüro/Stadtkasse eingestellte Mitarbeiterin hat zum 30.06.2019 
ihren Arbeitsvertrag gekündigt. Daher wurde die Stelle neu ausgeschrieben. Der 
Außendienst für den Bereich Ordnungsamt soll zunächst nicht mehr ausgeführt 
werden. Die frei gewordenen Stelle im Bereich Bürgerbüro/Ordnungsverwaltung soll 
mit geändertem Aufgabenprofil befristet neu besetzt werden (Entgeltgruppe 6 
TVöD). Nach dem Wechsel der ursprünglichen Stelleninhaberin (EG 9a) in die Ru-
hephase der Altersteilzeit, dem Ausscheiden der zwischenzeitlichen Stelleninhaberin 
(EG 7) und dem zur Kompensation vorgenommen Wechsel einer Kollegin aus der 
Stadtkasse ins Bürgerbüro ist eine Neubesetzung für eine weitere gesicherte Aufga-
benwahrnehmung im Bürgerbüro (u. a. Gewährleistung der Öffnungszeiten) und 
der Stadtkasse (rechtliche Anforderung des Vier-Augen-Prinzips; Erstellung der Jah-
resabschlüsse als Voraussetzung zur Haushaltsgenehmigung) unumgänglich. Durch 
die niedrigere Eingruppierung und die Besetzung voraussichtlich zum Oktober hin 
ergibt sich eine gewisse Entlastung für den Haushalt. 

3. Der Magistrat hat den Abschluss eines Versicherungsvertrages für die Steganlagen 
des Hafenbeckens einschl. der Unterkonstruktion und Schwimmplattform bei der SV 
Sparkassenversicherung in Höhe von 452,65 € inkl. Versicherungssteuer pro Jahr 
beschlossen. Die Versicherung ist angelehnt an den Kristallversicherungsvertrag für 
alle kommunalen Gebäude und Einrichtungen und läuft bis einschließlich 
31.12.2022. Der Vertrag verlängert sich automatisch um je ein weiteres Jahr, wenn 
nicht drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Jahres eine Kündigung erfolgt. 

4. Im Rahmen der Neugestaltung des Hafenumfeldes war für die weitere Planung ein 
Bodengutachten erforderlich. Dazu wurden zwei Angebote eingeholt. Der Magistrat 
hat beschlossen, die Erstellung eines Bodengutachtens im Rahmen der Neugestal-
tung des Hafenumfeldes in Höhe von 6.320,09 € brutto an die wirtschaftlichste Bie-
terin, das Büro BBU Dr. Schubert aus Trendelburg, zu vergeben. 

5. Im Zuge der Wiederanbindung des historischen Hafens an die Weser sind die Fi-
schereirechte im alten Schleusenkanal und im Hafen an die Stadt Bad Karlshafen 
übergegangen. Hier ist zu klären, ob durch den Angelsportverein nunmehr auch in 
den v. g. Bereichen die Angler kontrolliert werden dürfen. 

6. Das Büro GTL und das Ingenieurbüro Oppermann haben in einer Magistratssitzung 
die Planungen zur Hafenumfeldgestaltung anhand einer Präsentation vorgestellt. 

 



7. Im Rahmen des Kommunalinvestitionsprogramm (KIP) ist es geplant das Alte Rat-
haus in Helmarshausen energetisch zu sanieren. Bestandteil der energetischen Sa-
nierung ist u. a. die Erneuerung Heizungsanlage und das Durchführen eines hydrau-
lischen Abgleichs. Im Kommunalinvestitionsprogramm wurden für die energetische 
Sanierung des Alten Rathaus 87.065 € veranschlagt. Die KIP-Förderung beträgt 
78.065 € (90 %) und der Eigenanteil 9.000 €. Für die energetische Sanierung der 
Fenster im Obergeschoss wurden bereits 16.382,49 € aus dem Kommunalinvestiti-
onsprogramm abgerufen. Der Magistrat hat beschlossen, die Fa. Benjamin Klein-
schmidt aus Beverungen mit der Erneuerung der Heizungsanlage im Alten Rathaus 
Helmarshausen zum Angebotspreis von 12.503,50 € (brutto) zu beauftragen. 

8. Für das Abwasserpumpwerk (Schleusenbetriebsgebäude) wird eine Netzersatzanla-
ge (Notstromaggregat) erforderlich, die bei Ausfall des Stromnetzes den Hafenbe-
trieb (Betrieb der Abwasserpumpen und der Schleuse) gewährleistet. Die mit einem 
Dieselmotor betriebene Netzersatzanlage soll auf der nicht überdachten Zwi-
schenetage des Schleusenbetriebsgebäudes stehen. Die Anlage ist somit der vollen 
Bewitterung ausgesetzt und wird entsprechend eingehaust. Die Netzersatzanlage 
wurde im Fördermittelantrag des Städtebaulichen Denkmalschutzes (2017/2018) 
berücksichtigt und mit dem Zuwendungsbescheid bewilligt. Die Stadt Bad Karlsha-
fen trägt einen Eigenanteil in Höhe von 10 %. Eine erste Ausschreibung hierzu 
wurde aufgehoben, da das Ergebnis gegenüber dem Planungsansatz deutlich über-
höht war. Eine neue Ausschreibung wird in Kürze vorgenommen. 

9. Im Zuge der Wiederanbindung des historischen Hafens an die Weser müssen für 
den Betrieb des Pumpwerkes drei Be- und Entlüftungsleitungen der Abwasser-
schächte über das Dach hinaus geführt werden. Der Magistrat hat beschlossen, die 
Fa. Klawa aus Gudensberg mit der Ausführung der Metallbauarbeiten in Höhe von 
16.630,35 € brutto zu beauftragen. 

10. Am Tag des offenen Denkmals (So., 08.09.2019) wurde von der Verwaltung ein 
„Tag der offenen Tür“ im Rathaus Karlshafen veranstaltet. Die städtischen Gremien 
waren zur Unterstützung der Veranstaltung eingeladen. 

11. Der Naturpark Reinhardswald wird nach Abstimmung mit der Stadt und der GmbH 
vier neue Rundwanderwege in den Gemarkungen Karlshafen und Helmarshausen 
einrichten und ausschildern, die auf bereits vorhandenen Wegen verlaufen. Da sich 
diese neuen Wanderwege, die künftig durch den Naturpark Reinhardswald unterhal-
ten werden, damit teilweise mit den bisherigen Wegen überschneiden, sollen zu-
künftig einige der bisherigen Wanderwege aufgegeben werden. Durch die Über-
nahme der Pflege durch den Naturpark kann Unterhaltungsaufwand für die Stadt 
eingespart werden. 

12. Im Rahmen der letzten Bürgermeister-Altkreisrunde am 14.08.2019 wurde über die 
Finanzierung des Altenberatungscentrum Hofgeismar gesprochen. Ebenfalls Thema 
war die Gründung einer Wohnungsbaugesellschaft durch den Landkreis; zu diesem 
Thema war auch die Gewobag Hofgeismar eingeladen. Nach entsprechender Aus-
sprache sprechen sich alle Bürgermeister der Altkreiskommunen skeptisch zur 
Gründung einer neuen Wohnungsbaugesellschaft durch den Kreis aus. 

13. Zur Neugestaltung der rechtlichen, vertraglichen und finanziellen Beziehung zwi-
schen der Stadt Bad Karlshafen und der Bad Karlshafen GmbH wird die Kanzlei 
Strecker, Berger und Partner mbB, Kassel, mit der Beratung zu einer Vertragsan-
passung beauftragt. Grundlage der Vergabe ist das vorliegende Angebot über 
16.500 € + Nebenkosten zzgl. Mwst.. Eine Landesförderung der Beratungsleistung 
wurde in Aussicht gestellt. Das hessische Innenministerium hat den Förderantrag 



angenommen und zugesagt, diesen vorab zu bearbeiten, obwohl die anzuwendende 
Förderrichtlinie noch nicht vorliegt. Der Beratungsauftrag ist zu vergeben, sobald 
eine Förderzusage vorliegt. 

14. Im Rahmen des Kommunalinvestitionsprogramms (KIP) ist es geplant, die Straßen-
beleuchtung durch LED Lampenköpfe energetisch zu sanieren. Im Kommunalinves-
titionsprogramm wurden für den Austausch der Leuchtmittel und Lampenköpfe der 
Straßenbeleuchtung 180.000 € veranschlagt. Die KIP-Förderung beträgt 162.000 € 
(90 %) und der Eigenanteil 18.000 €. Der Magistrat hat beschlossen, die Fa. Signify 
GmbH aus Hamburg, mit der Lieferung der LED Leuchtmittel und Lampenköpfe für 
die Straßenbeleuchtung mit Alumasten zum Angebotspreis von 49.230,30 € (brut-
to), zu beauftragen. Die Montage wird gesondert ausgeschrieben. 

15. Am 4. September fand in Bad Karlshafen im Stadtcafé der Wesertag des Weserbun-
des statt. Es nahmen ca. 30 Personen auf Einladung von Landrat Schmidt an der 
Tagung teil.  

16. Der Magistrat hat die Fa. Nolte GmbH & Co. KG aus Beverungen mit der Errichtung 
des Parkplatzes beim Kurhotel zum Angebotspreis von 11.335,94 € (brutto) beauf-
tragt. Die überplanmäßige Ausgabe in Höhe von rund 5.000 € gem. § 100 HGO wird 
zur Kenntnis genommen und gebilligt. Die Stadtverordnetenversammlung ist in 
Kenntnis zu setzen. 

17. Im Grundbuch eines Grundstücks im Stadtteil Karlshafen war eine Zwangssiche-
rungshypothek in Höhe von 39.723,49 € zugunsten der Stadt Bad Karlshafen einge-
tragen worden. Am 22.05.2019 wurde uns der Betrag gutgeschrieben. Daher wurde 
die Löschung der eingetragenen Hypothek bewilligt. 

18. Die Untere Wasserbehörde (Landkreis Kassel) fordert eine Neuberechnung des vor-
liegenden Schmutzfrachtsimulationsmodells (SMUSI) aus dem Jahr 2006. Die Be-
rechnung wird zur Bemessung von Anlagen für den Gewässerschutz im Bereich von 
Mischwasserkanalisationsnetzen eingesetzt. Mit dem Modell wird gegenüber den 
Aufsichtsbehörden nachgewiesen, dass Grenzwerte für den Schmutzfrachtaustrag 
nicht überschritten werden. Das Ingenieurbüro Oppermann hat hierzu ein Angebot 
vorgelegt. Die Kosten betragen rund 12.000 €. Auf Antrag hat der Landkreis einer 
Vorlagefristverlängerung bis Mitte 2020 zugestimmt, um die Haushaltsziele 2019 
nicht zu gefährden. 

19. Zur Beseitigung der starken Algenvermehrung im Hafen wurde der Wasserzulauf 
aus dem Mühlengraben auf 50 l/s erhöht. Hierzu hat sich Herr Dr. Malzfeldt dan-
kenswerterweise bereit erklärt. In Kürze soll ein Gespräch zu dieser Problematik mit 
der Unteren und Oberen Wasserbehörde stattfinden, um Lösungsansätze zu erar-
beiten. Die Eigentümerin des Hafens, Verwaltung der Staatlichen Schlösser und 
Gärten, wird zum Gespräch ebenfalls geladen. 

20. Für die geplante Erneuerung der Fußgängerbrücke über die Diemel wurde geprüft, 
ob Fördermittel aus dem Programm Nahmobilität in Anspruch genommen werden 
können. Da hier die Anforderungen jedoch nicht zum vorhandenen Bauwerk passen 
(Breite und Zuwegung 4 m) und eine Anpassung an diese Voraussetzungen die 
Baukosten stärker erhöhen würde als ein möglicher Zuschuss einbringen würde, hat 
der Magistrat beschlossen, dies nicht weiter zu verfolgen. Als Alternative ist derzeit 
die Möglichkeit einer Bezuschussung im Rahmen des laufenden Flurbereinigungs-
verfahrens im Zuge des B 83-Ausbaus im Gespräch. Das Amt für Bodenmanage-
ment hat signalisiert, dass ein Zuschuss von 60 % möglich sei. 

 



Anfragen und Anregungen: 

- Stadtverordneter von Reetnitz regt an, dass die Mitteilungen des Magistrats künftig 
vor der Sitzung zugestellt werden. 

- Stadtverordneter Franz fragt an, ob es eine Möglichkeit gebe, die auf den Steganla-
gen im Hafen durch Enten/Nilgänse verursachten Verunreinigungen zu verhindern. 

- Stadtverordneter Franz regt an, die Zahl der Dauerliegeplätze im Hafen zu Lasten der 
Kurzzeitnutzer zu erhöhen, da in diesem Bereich wohl eine höhere Nachfrage vorlie-
ge. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass dies vorgesehen sei, dass man aber der 
Entwicklung etwas Zeit geben solle. 

- Stadtverordneter Franz regt an, die Stadtverordnetenversammlung zur aktuellen 
Entwicklung im Bereich der Übernachtungszahlen zu informieren. Bürgermeister Dit-
trich sagt hierzu, dass er selbst erst aus der Presse von der Veröffentlichung der Bad 
Karlshafen GmbH erfahren habe. Stadtverordneter Mahlmann regt ergänzend hierzu 
an, bei einer Übersicht die Bereiche Carolinum/Campingplatz von den übrigen Über-
nachtungen abzugrenzen. 

- Stadtverordnete Meinhardt fragt an, ob es zur Prüfung von Kreditumschuldungen 
bereits Ergebnisse gebe. Bürgermeister Dittrich antwortete, dass bei zwei Kreditver-
trägen (KfW/DKB) eine Umschuldung zu günstigen Konditionen abgeschlossen wer-
den konnte. Hierdurch können die Zinsen ab dem kommenden Jahr in Höhe von  
~ 20 T€/Jahr eingespart werden. Die Helaba hat ein Umschuldung angeboten, die 
mit einer Laufzeitverlängerung und mit einer Zinserhöhung von ~ 700 T€ einhergeht. 
In einem Gespräch mit der WI-Bank wurde zugesagt, dass geprüft werden solle, ob 
es ggf. für die Thermenkredite eine günstigere Lösung geben könne. Ein Gespräch 
mit der Kasseler Sparkasse steht noch aus. 

- Stadtverordnete Ziegler fragt an, wer für das Geländer entlang der Diemel Richtung 
Herstelle zuständig sei. Das Geländer sei ein Schandfleck und müsse dringend saniert 
bzw. gereinigt werden. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass die Zuständigkeit 
wahrscheinlich bei HessenMobil liege. 

- Stadtverordnete Ziegler fragt an, ob die ausgeschriebene Stelle des Geschäftsführers 
der Bad Karlshafen GmbH zwischenzeitlich besetzt werden konnte. Bürgermeister 
Dittrich antwortet, dass er hierzu öffentlich noch nichts sagen könne, da die Ver-
handlungen noch nicht abgeschlossen seien. Eine kurzfristige Besetzung der Stelle 
wurde aber in Aussicht gestellt. 

- Stadtverordnete Niemetz fragt erneut an, wer für die Bushäuschen entlang der B 83 
(vor Krebs & Riedel) zuständig sei. Dort sei dringend eine Reparatur im Bereich der 
Dacheindeckungen nötig. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass die Maßnahme auf 
der Arbeitsliste des Bauhofs stehe, dass es aber auf Grund des Arbeitsanfalls derzeit 
nicht möglich sei, alle Arbeiten zeitnah umzusetzen. 

- Stadtverordneter von Reetnitz fragt an, ob die von der AfD-Fraktion beantragte und 
von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene Neuorganisation des Bauhofs 
bereits begonnen oder umgesetzt worden sei. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass 
eine Neuorganisation des Bauhofs sinnvoll nur im Zusammenhang mit den ebenfalls 
beschlossenen Prüfungen/Gutachten zur IKZ und zur Neuordnung des Verhältnisses 
zwischen der Stadt und der Bad Karlshafen GmbH geprüft werden könne.  

 



Beschlussvorschlag: 

- / - 

Beschluss: 

- / - 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:       --                         dagegen:         --                     enthalten:         -- 



TOP-Nr. 11 Sitzung am: 10.09.2019 Protokollseite: 37 
  
Az.:  Bad Karlshafen, 02.09.2019 

 
Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Entscheidung darüber, ob über den Tagesordnungspunkt 12 „Pachtver-

trag für die Nutzung des Diemelwehres“ in nichtöffentlicher Sitzung bera-
ten und entschieden wird 

 
Sachverhalt: 

Bei Tagesordnungspunkt Nr. 12 sollen Einzelheiten zum Abschluss eines Pachtvertrages 
besprochen werden. Es wird daher vorgeschlagen, diesen Tagesordnungspunkt in nichtöf-
fentlicher Sitzung zu beraten. 

 

Beschlussvorschlag: 

-/-  
 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Über den Tagesordnungspunkt 12 „Pachtvertrag über die Nutzung des Diemelwehres“ ist in 
nichtöffentlicher Sitzung zu beraten und zu entscheiden. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

 
dafür:     9                                  dagegen:     1                            enthalten:     -   



TOP-Nr. 12 Sitzung am: 10.09.2019 Protokollseite: 38 
 __________________________________________________________________________  
Az.: 691.54 Bad Karlshafen, den 02.09.2019 

 

Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss  
 

Betr.:  Pachtvertrag über die Nutzung des Diemelwehres 
 
Sachverhalt: 
 
Tagesordnungspunkt in nicht öffentlicher Sitzung beraten. 
 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung nachfolgenden 
Beschluss:  
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dem Pachtvertrag zwischen der Stadt Bad Karlshafen 
und XXXXXXXXX über die Nutzung des Diemelwehres bis zum Jahr 2074 mit einem 
Pachtzins in Höhe von XXXXXXX € pro Jahr zuzustimmen.  
 
 
 
 --------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:  10   dagegen: -   enthalten:        - 
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